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„Die Europäisierung bewirkt eine neue Phase der Entwicklung des gesam-
ten Öffentlichen Rechts.“1 Diese Aussage spricht einen weitreichenden 
Prozess an, der nicht zuletzt im Rahmen der Europäisierung des Verwal-
tungsrechts in den letzten Jahren große Aufmerksamkeit erfuhr. Aufgrund 
der zunehmenden wirtschaftlichen Verflechtungen gewannen nun auch die 
Regelungsbereiche des europäischen Verwaltungsrechts immer stärker an 
Bedeutung. Das Unionsrecht stand vor der Herausforderung, seine wirt-
schaftlichen Regelungen verwaltungs- und verfahrensmäßig zunächst im 
Eigenverwaltungsrecht der Union, aber auch im indirekten Vollzug des 
Unionsrechts durch die Mitgliedstaaten umzusetzen. Die zentrale Stellung 
des europäischen Verwaltungsrechts tritt dabei gegenwärtig in den Vor-
dergrund. Auch in der Literatur wird dies in umfangreichem Maße gewür-
digt und betont. Friedrich Schoch sprach bereits 1995 von einer „Omniprä-
senz des Europarechts“2

 hinsichtlich der Europäisierung des allgemeinen 
Verwaltungsrechts. 

Im Bereich des Verwaltungsverfahrensrechts zeigen sich ebenfalls im-
mer stärker werdende Einwirkungen des europäischen Rechts. Neben der 
Regelung von einheitlichen Rahmenbedingungen für den Vollzug von 
Unionsrecht stellt sich vor allem die Frage nach der Gewährleistung von 
Verfahrensrechten in einem „Europäischen Verwaltungsverfahren“. Ein 
einheitliches „Europäisches Verwaltungsverfahren“ existiert bis heute je-
doch nicht. Anhaltspunkte für Verfahrensrechte im Eigenverwaltungsrecht 
geben zunächst die zahlreichen Verordnungen des Sekundärrechts in spe-
ziellen Referenzbereichen. Darüber hinaus stellen die Grundrechtecharta, 
die Europäische Menschenrechtskonvention, die Verfassungstraditionen 
der Mitgliedstaaten sowie die durch die Rechtsprechung entwickelten all-
gemeinen Rechtsgrundsätze grundlegende Anforderungen an die Rechte 
des Einzelnen im Verwaltungsverfahren.  

Die vorliegende Untersuchung befasst sich mit der Gewährleistung ei-
nes der wichtigsten Verfahrensrechte: dem Anhörungsrecht des Einzelnen 
                                                 

1 Wahl, DVBl. 2003, 1285 (1285). 
2 Schoch, JZ 1995, 109 (109). 
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im Europäischen Verwaltungsverfahren. Die Ausgestaltung des Anhö-
rungsrechts sowie die diesbezügliche Fehlerfolgenkonzeption werden für 
das Eigenverwaltungsverfahren gegenüber den Unionsorganen, für das 
Unionsverwaltungsrecht gegenüber den nationalen Behörden sowie in ge-
stuften Verfahren untersucht. 

Die Anhörung bzw. das Recht auf rechtliches Gehör ist Voraussetzung 
jedes rechtsstaatlichen Verfahrens3 und stellt nicht allein im Verwaltungs-
prozess, sondern ebenfalls im Verwaltungsverfahren ein elementares 
Grundrecht dar.4  

Diese Garantie wird nicht nur im nationalen Recht durch die verfas-
sungsrechtlichen Vorgaben und ihre Konkretisierungen in § 28 VwVfG 
und ihren weiteren Ausprägungen in § 91 AO sowie § 24 SGB X gewähr-
leistet, sondern wurde bereits früh auch auf europarechtlicher Ebene als 
verfassungsrechtlicher Grundsatz der Unionsrechtsordnung anerkannt.5 
Auch der EuGH hat den Grundsatz des rechtlichen Gehörs und mit ihm das 
Anhörungsrecht für das Verwaltungsverfahren als fundamentalen Rechts-
grundsatz anerkannt, sogar in den Fällen, in denen eine Regelung für das 
betreffende Verfahren fehlt.6 Diese Arbeit will zeigen, wie sehr die Bedeu-
tung dieses Rechts innerhalb der letzten 35 Jahre zunahm und gerade in der 
aktuellen Diskussion höchste Brisanz7 erfährt. Dies gilt für ihre Ausprä-
gung durch die Rechtsprechung in sekundärrechtlichen Referenzgebieten,8 
als auch für europarechtliche Modifikationen nationaler Anhörungsvor-
schriften sowie der dahinterstehenden grundlegenden Frage nach den Di-
vergenzen in den verschiedenen Verwaltungsverfahrenskonzeptionen, bis 
hin zur Diskussion um die Schaffung eines „Europäischen Verwaltungs-
verfahrensgesetzes“.9 

Durch die Aufnahme des Rechts auf gute Verwaltung in Art. 41 der eu-
ropäischen Grundrechtecharta erfolgte erstmals eine Implementierung des 
Anhörungsrechts in einer internationalen Menschenrechtserklärung. Ob-

                                                 
3 Vgl. die ständige Rechtsprechung des BVerfG zum Gerichtsverfahren, BVerfGE 9, 

89 (95); BVerfGE 34, 1 (7). 
4 Vgl. Kunig, Das Rechtsstaatsprinzip, S. 217 f. m.w.N. 
5 EuGH, Rs. 17/74, Transocean Marine Paint/Kommission, Slg. 1974, 1063, Rn. 15. 
6 EuGH, Rs. C-32/95 P, Lisrestal, Slg. 1996, I-5373, Rn. 21. 
7 So beispielsweise im Kartellrecht EuGH, Rs. C-441/07 P, Alrosa, Slg. 2010, I-5949, 

Rn. 105. 
8 Vgl. Schwarze, DVBl. 2010, 1325 (1326 f.). 
9 Vgl. zu diesen Diskussionen Mir Puigpelat, Die Kodifikation des Verwaltungsver-

fahrensrechts im Europäischen Verwaltungsverbund, in: Schneider/Velasco Caballero 
(Hrsg.), Strukturen des Europäischen Verwaltungsverbunds, S. 177 (185 ff.); Kahl, Die 
Europäisierung des Verwaltungsrechts als Herausforderung an Systembildung und Kodi-
fikationsidee, in: Axer u. a. (Hrsg.), Das Europäische Verwaltungsrecht in der Konsoli-
dierungsphase, S. 39 (55 ff.); Stelkens, DVBl. 2010, 1078 (1083 f.); Kment, EuR 2006, 
201 (201 ff.). 
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gleich diese erst durch den Vertrag von Lissabon im Jahre 2009 verbind-
lich wurde, war das in ihr verbürgte Anhörungsrecht bereits vorher als 
Ausdruck der allgemeinen Rechtsgrundsätze anzusehen. 

Gegenstand der vorliegenden Arbeit ist die Untersuchung der Gewähr-
leistung der Anhörungsrechte im europäischen Verwaltungsverfahren so-
wie die Möglichkeiten einer Ableitung eines einheitlichen Anhörungs-
rechts aus den verschiedenen Rechtsquellen. Anknüpfungspunkt ist zu-
nächst die Frage, durch welche Rechts- und Rechtserkenntnisquellen das 
Unionsrecht Anhörungsrechte zur Verfügung stellt und wie diese verschie-
denen Quellen ineinander greifen. Weiterhin wird geprüft, ob die Tatbe-
standsmerkmale und Anforderungen der Anhörungsrechte im Europäischen 
Verwaltungsverfahren aus den verschiedenen Quellen deckungsgleich sind 
und ob sich in der Gesamtschau ein einheitliches Anhörungsrecht im Euro-
päischen Verwaltungsverfahren extrahieren lässt. Dabei wird berücksich-
tigt, welche unterschiedlichen Rechts- und Rechtserkenntnisquellen Vor-
gaben für ein solches Anhörungsrecht liefern.  

Zu diesem Zweck werden die Entwicklung des Rechts auf Anhörung 
sowie die maßgebliche Prägung des aktuellen Anhörungsrechts durch die 
Rechtsprechung analysiert.  

Die Untersuchung wird neben der Entwicklung des Anhörungsrechts 
vor allem die Tatbestandsmerkmale eines einheitlichen Anhörungsrechts 
im europäischen Verwaltungsverfahren herausarbeiten. Es stellt sich die 
Frage nach den Berechtigten des Rechts auf Anhörung, insbesondere die 
Frage der Berechtigung Dritter. Darüber hinaus wird untersucht, welche 
Organe zur Gewährleistung des Anhörungsrechts verpflichtet sind. Hier 
wird erörtert, ob die Unionsorgane generell einer Anhörungsverpflichtung 
unterfallen oder nur in den Fällen, in denen sie als Verwaltung handeln. 
Diese Frage stellt sich noch dringlicher bei den Mitgliedstaaten, wenn sie 
Unionsrecht ausführen. Der Gewährleistungsumfang des Anhörungsrechts 
ist ein weiterer elementarer Bestandteil der Untersuchung. In diesem Kon-
text wird gefragt und anhand einzelner Referenzgebiete vertieft, ob das 
europäische Verwaltungsverfahren einen einheitlichen sachlichen Schutz-
bereich des Anhörungsrechts vorsieht. Die Beantwortung dieser Frage wird 
insbesondere durch die Analyse des Anhörungsrechts in der Recht-
sprechung gestützt. Hier ergeben sich Probleme hinsichtlich des Gewähr-
leistungsumfangs im indirekten Vollzug des Unionsrechts durch die Mit-
gliedstaaten sowie in gestuften Verfahren, in denen die Kommission und 
die nationalen Behörden nacheinander geschaltete Entscheidungen zu ei-
nem einheitlichen Lebenssachverhalt treffen.  

Die vorliegende Arbeit widmet sich des Weiteren dem Problem der Ge-
währleistung des Anhörungsrechts in nationalen, aber unionsrechtlich 
überlagerten Verfahren, also in Verfahren des indirekten Vollzugs. In die-
sen Verfahren vollziehen die Mitgliedstaaten das Unionsrecht durch An-
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wendung des nationalen Verwaltungsverfahrensrechts. Obwohl auch hier 
unionsrechtliche Vorgaben beachtet werden müssten, existieren einheitli-
che Anforderungen bis jetzt nicht. Aus diesem Grund wird in diesem Be-
reich ein Schwerpunkt auf die Frage gelegt, ob und inwiefern die nationa-
len verwaltungsverfahrensrechtlichen Vorschriften des Anhörungsrechts 
sowie deren Fehlerfolgen den vorab herausgearbeiteten Anforderungen des 
Unionsrechts genügen und ob punktuelle oder strukturelle europarechtliche 
Anpassungen notwendig sind. Hier offenbart sich das Problem der Kompa-
tibilität der Verfahrenskonzepte der Union und der Mitgliedstaaten. Auf-
grund der immer weiter reichenden Verflechtungen des Unions- und des 
Eigenverwaltungsrechts treten auch Fragen der Verwaltungskooperation in 
letzter Zeit immer mehr in den Vordergrund. In diesem Zusammenhang 
stellen sich gestufte Verfahren als ein besonderer Typus des Vollzugs des 
Unionsrechts dar. Aufgrund des komplizierten Ablaufs der Verfahrensge-
staltungen in diesem Bereich stellt sich hier folglich in besonderem Maße 
die Frage nach der Gewährleistung von Anhörungsrechten in gestuften 
Verfahren. Darüber hinaus sollen Maßstäbe zur Behandlung von Verfah-
rensfehlern in gestuften Verfahren entwickelt werden. 

Der Fokus der Untersuchung liegt auf dem individuellen Anhörungs-
recht Einzelner. Institutionelle Verfahrensrechte, insbesondere der Mit-
gliedstaaten, werden nur im jeweiligen Kontext, sofern es für die Darstel-
lung des Gewährleistungsgehalts des jeweiligen Rechts oder zur Abgren-
zung notwendig ist, gestreift. So wird im Rahmen des „Rechts auf eine 
gute Verwaltung“ aus der Grundrechtecharta die Berechtigung der Mit-
gliedstaaten spiegelbildlich zu der Frage ihrer Verpflichtung behandelt, da 
sie in diesem Kontext in gewissem Sinne als individualisiert betrachtet 
werden können. Im weiteren Verlauf der Untersuchung liegt der Schwer-
punkt jedoch auf den individuellen Rechten Einzelner gegenüber der 
Kommission und der Mitgliedstaaten als Verpflichtete. Aufgrund dieser 
Betonung der individuellen Anhörungsrechte Einzelner werden Öffentlich-
keitsbeteiligungsrechte, etwa aus der Aarhus-Konvention bzw. den zu ihrer 
Umsetzung ergangenen Rechtsakten, nicht vertiefend behandelt. 

II.  Begriffsklärungen 
II. Begriffsklärungen 

Zum besseren Verständnis der folgenden Untersuchungen sei vorab kurz 
auf die Verwendung der Begriffe „rechtliches Gehör“ und „Anhörungs-
recht“ im europäischen Verwaltungsverfahren hingewiesen. Rechtliches 
Gehör im weiteren Sinne beinhaltet als umfassender Begriff je nach Kon-
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text auch Akteneinsichts- oder Begründungsrechte10 sowie das Recht auf 
anwaltliche Vertretung.11  

Der hier verwendete Begriff des rechtlichen Gehörs wird dagegen in ei-
nem engeren Sinne verstanden. Akteneinsichts-, Begründungs- und weitere 
gesonderte Rechte zählen danach nicht zum vorliegend verwendeten Be-
griff des rechtlichen Gehörs. Auf europäischer Ebene werden die Begriffe 
des „rechtlichen Gehörs“ sowie des „Anhörungsrechts“ auch bereits teil-
weise kongruent gebraucht.12 

Die genaue Abgrenzung des Begriffs des Anhörungsrechts ist Kernge-
genstand dieser Arbeit. Daher wird der Begriff hier zunächst nur als Ar-
beitsbegriff verwendet, dessen begriffliche Grenze und Inhalte sich im 
Verlaufe der Untersuchung näher herauskristallisieren.  

Das „Recht auf Anhörung“ wird zugleich als Ausprägung des rechtli-
chen Gehörs verstanden, dem der Begriff der Anhörung immanent ist. Eine 
ausdrückliche Anerkennung eines Rechts auf rechtliches Gehör in einem 
analysierten Problemfeld schließt folglich eine Anerkennung des Anhö-
rungsrechts mit ein. Der Begriff „Anhörung“ allein meint aber umgekehrt 
nicht alle Ausprägungen des rechtlichen Gehörs, so dass die Anerkennung 
eines Rechts auf Anhörung nicht zwingend alle Komponenten des Rechts 
auf rechtliches Gehörs im weiteren Sinne gewährleistet.  

III.  Gang der Untersuchung 
III. Gang der Untersuchung 

Um die Gestaltung des Anhörungsrechts im Europäischen Verwaltungsver-
fahren zu erschließen, untersucht die vorliegende Arbeit zunächst die Ent-
stehungsgeschichte sowie den Inhalt und die Bindungswirkung des Art. 41 
GrCh (B.). Darauf folgt die Ermittlung der Funktion und der Bedeutung 
des Rechts auf rechtliches Gehör als Unterfall des Art. 41 Abs. 2 GrCh. In 
diesem Rahmen wird insbesondere der persönliche und sachliche Schutz-
bereich des Anhörungsrechts herausgearbeitet. Die Ausführungen zur 
Grundrechtecharta schließen mit Ausführungen zum Kodex über eine gute 
Verwaltungspraxis, der das Recht auf eine gute Verwaltung aus der Grund-
rechtecharta konkretisiert. 

                                                 
10 Jarass, Charta der Grundrechte der Europäischen Union, Art. 41 GrCh, Rn. 21. 
11 EuGH, Rs. C-256/09, Purrucker, Slg. 2010, I-7353, Rn. 50. 
12 So zuletzt EuGH, Rs. C-441/07 P, Alrosa, Slg. 2010, I-5949, Rn. 105; EuGH, verb. 

Rs. C-399/06 P u. 403/06 P, Hassan u. Ayadi, Slg. 2009, I-11393, Rn. 89 f.; vgl. darüber 
hinaus Mader, Verteidigungsrechte im Europäischen Gemeinschaftsverwaltungsverfahren, 
S. 45 mit Hinweis auf die unterschiedlichen Begrifflichkeiten in den verschiedenen Ver-
fahrenssprachen. 
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Im darauf folgenden Teil (C.) wird das Anhörungsrecht als allgemeiner 
Rechtsgrundsatz des Unionsrechts analysiert. Zunächst stellt sich die Frage 
nach der Begründung der allgemeinen Rechtsgrundsätze sowie nach ihrem 
Verhältnis zur Grundrechtecharta und zum möglichen Beitritt der Union 
zur EMRK nach Art. 6 EUV. In einem weiteren Schritt wird das Anhö-
rungsrecht als Ausprägung der gemeinsamen Verfassungstraditionen der 
Mitgliedstaaten beleuchtet, wobei konkret auf die verfassungs- und ver-
fahrensrechtliche Ausgestaltung des Anhörungsrechts in ausgewählten 
Rechtsordnungen eingegangen wird. Auf Art. 6 EUV zurückkommend 
stellt sich die Frage, ob ein Anhörungsrecht im Verwaltungsverfahren auch 
durch Art. 6 EMRK verbürgt ist. Dieser Aspekt sowie der Abbau von An-
hörungsrechten aus weiteren Rechtsquellen, insbesondere aus soft law, 
stellen den abschließenden Untersuchungsgegenstand der Ableitung eines 
Anhörungsrechts aus den allgemeinen Rechtsgrundsätzen dar. 

Die Entwicklung des Anhörungsrechts in der Europäischen Union fand 
größtenteils im Bereich des Sekundärrechts statt, wo auch bis heute die 
umfangreichsten Anhörungsrechte geregelt sind. Die Grundlagen und Ent-
wicklungen des Anhörungsrechts in den einzelnen Rechtsgebieten werden 
im darauf folgenden Teil detailliert behandelt (D.). Im Rahmen der Unter-
suchungen der einzelnen Referenzgebiete werden vor allem wirtschafts-
rechtliche Verordnungen in den Blick genommen und deren Ausgestaltung 
dargelegt. 

Zentrales Augenmerk wird in der vorliegenden Arbeit auf die Behand-
lung des Anhörungsrechts in der Rechtsprechung der Unionsgerichte ge-
legt (E.). Hier werden zunächst das Recht der Anhörung gegenüber den 
Unionsorganen, die Gewährleistungsvoraussetzungen sowie die Relativie-
rung von Verfahrensfehlern beleuchtet; anschließend folgt eine umfassen-
de Auseinandersetzung mit dem Anhörungsrecht gegenüber den Mitglied-
staaten in nationalen, aber europarechtlich überlagerten Verwaltungsver-
fahren. 

In diesem Bereich stellen sich vor allem Fragen im Zusammenhang mit 
der Verfahrensautonomie der Mitgliedstaaten sowie den Prinzipien der 
Äquivalenz und Effektivität. Fraglich ist hier, in welchem Umfang natio-
nale Regelungen europarechtlich modifiziert werden können oder sogar 
müssen. Auch bezüglich der Relativierung von Verfahrensfehlern lassen 
sich Differenzen zwischen nationalen und europarechtlichen Ansätze fest-
stellen, welche Modifikationen der nationalen Verfahrensregeln erfordern. 

Die Rechtsprechung der Unionsgerichte betreffend das rechtliche Gehör 
im Verwaltungsverfahren bezieht sich zu großen Teilen auf mehrstufige 
Verwaltungsverfahren. Hier soll zunächst untersucht werden, ob überhaupt 
eindeutige Anhörungsregeln vorhanden sind bzw. wie diese ausgestaltet 
werden müssten. Dies gilt gleichermaßen für die Problematik der Behand-
lung von Verfahrensfehlern. Es ist zu ermitteln, ob und inwiefern die kom-
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plizierten Konstruktionen der gestuften Verfahren zu Rechtsschutzlücken 
für die Betroffenen führen und auf welche Weise solchen Gefahren begeg-
net werden kann. 

Schlussendlich soll die Arbeit aufzeigen, inwiefern die im Rahmen der 
vorangegangenen Untersuchungen geschilderten Probleme zu einem Re-
formbedarf im europäischen Verwaltungsverfahren führen sowie Vor-
schläge zur Lösung dieser Differenzen unterbreitet werden (F.). Hier stellt 
sich zunächst die grundsätzliche Frage nach einer Kodifikation des Euro-
päischen Verwaltungsverfahrensrechts im Eigenverwaltungsverfahren bzw. 
darüber hinausgehend sogar im Unionsverwaltungsverfahren. Außerdem 
wird dargelegt, in welchem Umfang punktuelle Modifikationen der natio-
nalen Anhörungs- und Fehlerfolgenregelungen gefordert sind. In einem 
letzten Schritt wird erörtert, ob und inwiefern auch in struktureller Hin-
sicht die unterschiedlichen Verfahrenskonzeptionen des nationalen Verfah-
rensrechts sowie des Unionsrechts zu einem einheitlichen Bild eines euro-
päischen Verwaltungsverfahrens beitragen und zu einer Balance zwischen 
den Verfahrensrechten Einzelner und der Effizienz und Leistungsfähigkeit 
europäischen Verwaltungshandelns führen können. 
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1.  Entstehungs- und Entwicklungsgeschichte der Charta –  

von den Vorarbeiten bis zum Vertrag von Lissabon 

Bereits lange vor der Beschlussfassung über die Erarbeitung einer Europä-
ischen Grundrechtecharta wurde die Bedeutung des Grundrechtsschutzes 
auch auf europäischer Ebene anerkannt. Während die Gründungsverträge 
der Europäischen Gemeinschaften ursprünglich nur als traditionelle völ-
kerrechtliche Verträge mit dem Ziel der Schaffung einer Wirtschaftsge-
meinschaft ausgestaltet waren, wurde spätestens seit der Anerkennung der 
unmittelbaren Anwendbarkeit1 und Vorrangstellung des Gemeinschafts-
rechts2 eine Auseinandersetzung mit Fragen des Grundrechtsschutzes uner-
lässlich.3 

In der Rechtssache Stauder leitete der EuGH 1969 erstmals ausdrück-
lich aus den „allgemeinen Grundsätzen des Gemeinschaftsrechts“4 Grund-
rechte ab. In den sich anschließenden Urteilen konkretisierte er dies dahin-
gehend, dass bei der Gewährleistung dieser Grundrechte von den gemein-
samen Verfassungsüberlieferungen der Mitgliedstaaten als Rechtserkennt-
nisquelle auszugehen sei.5 In den darauffolgenden Jahren entwickelten sich 

                                                 
1 EuGH, Rs. 26/62, Van Gend & Loos, Slg. 1963, 1, 23 ff. 
2 EuGH, Rs. 6/64, Costa/ENEL, Slg. 1964, 1251, 1270 f.; mittlerweile sollte von der 

„Vorrangstellung des Unionsrechts“ gesprochen werden. 
3 Zur ursprünglichen Zurückhaltung der Verträge bezüglich ausdrücklicher Grund-

rechtsgewährleistungen vgl. Nicolaysen, Historische Entwicklungslinien des Grund-
rechtsschutzes in der EU, in: Heselhaus/Nowak (Hrsg.), Hdb. EU-Grundrechte, § 1, 
Rn. 2 ff. m. w. N. zu den damit verbundenen Problemstellungen, sowie Rack, Unionsbür-
gerschaft und Grundrechtecharta, in: Duschanek/Griller (Hrsg.), Grundrechte für Europa, 
S. 209 f. 

4 EuGH, Rs. 29/69 Stauder, Slg. 1969, 419, Rn. 7; mittlerweile sollte von den „allge-
meinen Grundsätzen des Unionsrechts“ gesprochen werden.  

5 Vgl. EuGH, Rs. 11/70, Internationale Handelsgesellschaft, Slg. 1970, 1125, Rn. 4; 
EuGH, Rs. 4/73, Nold, Slg. 1974, 491, Rn. 13. 


